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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl II 200/2022 

Verordnung des Bundesministers für Arbeit betreffend Verlängerung des Zeitraums für Freistellungen nach § 735 Abs 3b 
Allgemeines Sozialversicherungsgesetz und § 258 Abs 3b Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz 

 

BGBl II 201/2022 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betref-
fend Basismaßnahmen, die zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 ergriffen werden, geändert wird (1. Novelle 

zur 2. COVID-19-Basismaßnahmenverordnung) 

 

BGBl II 202/2022 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung, mit der die Verordnung des Bundesministers für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung zur Bewältigung der COVID-19 Folgen im Schulwesen für das Schuljahr 2021/22 
und die Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung über die Vorbereitung und Durchfüh-
rung abschließender Prüfungen für das Schuljahr 2021/22 geändert werden 

 

BGBl II 203/2022 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie über die Entsor-
gung von Schiffsabfällen und Ladungsrückständen in Seehäfen von Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Entsorgungs-
verordnung-See 2022 – EntsorgungsVO-See 2022) 

 

BGBl II 205/2022 

Verordnung des Bundesministers für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport betreffend die Festlegung des Zeitraums 
für Freistellungen vom 1. Juni 2022 bis zum Ablauf des 30. Juni 2022 nach § 12k Abs 1 GehaltsG 1956 und § 29p Abs 1 
VertragsbedienstetenG 1948 

 

BGBl II 206/2022 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz über die Anwendung von in Ös-
terreich nicht zugelassenen Tierimpfstoffen gegen anzeigepflichtige Tierseuchen oder veterinärrechtlichen Regelungen unter-

liegende Tierkrankheiten (Tierimpfstoff-Anwendungsverordnung 2022) 

AUSGABE 22 | 03.06.2022 
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BGBl II 207/2022 (Anlage 1; Anlage 2)  

Verordnung des Bundesministers für Finanzen über die Abfrage von sensiblen Daten 2022 nach dem Transparenzdaten-
bankgesetz 2012 (Transparenzdatenbank-Abfrageverordnung 2022) 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 148 v 31.05.2022, 1 

Verordnung (EU) 2022/838 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2022 zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2018/1727 hinsichtlich der Sicherung, Analyse und Speicherung von Beweismitteln durch Eurojust im Zusammenhang 
mit Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und damit zusammenhängenden Straftaten 

 

ABl L 148 v 31.05.2022, 6 

Verordnung (EU) 2022/839 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2022 zur Festlegung von Übergangs-
bestimmungen für die Verpackung und Kennzeichnung von Tierarzneimitteln, die gemäß der Richtlinie 2001/82/EG oder 
der Verordnung (EG) Nr 726/2004 zugelassen oder registriert wurden 

 

ABl L 150 v 01.06.2022, 1 

Verordnung (EU) 2022/850 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2022 über ein EDV-System für den 
grenzüberschreitenden elektronischen Datenaustausch im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und Strafsa-
chen (e-CODEX-System) und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1726 

 

ABl L 151 v 02.06.2022, 1 

Verordnung (EU) 2022/858 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2022 über eine Pilotregelung für auf 
Distributed-Ledger-Technologie basierende Marktinfrastrukturen und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr 600/2014 

und (EU) Nr 909/2014 sowie der Richtlinie 2014/65/EU 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
01.03.2022, E 778/2021 ua 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Abweisung von Anträgen auf inter-
nationalen Schutz betreffend eine Familie ungeklärter Staatsangehörigkeit; mangelhafte Ermittlungstätigkeit und Beweiswür-
digung hinsichtlich einander widersprechender Sprachgutachten betreffend den Herkunftsstaat – Iran oder Armenien – der Bf 

 

01.03.2022, E 3799/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Abweisung eines Antrags auf inter-
nationalen Schutz betreffend einen von Myanmar nach Bangladesch geflüchteten Angehörigen der Volksgruppe der Rohing-
ya; Aktenwidrigkeit und Widersprüchlichkeit der – nicht klar erkennbaren – Feststellungen sowie Mangelhaftigkeit der Be-
weiswürdigung und des Ermittlungsverfahrens 

 

01.03.2022, E 3892/2021  

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtzuerkennung des Status eines 
Asylberechtigten betreffend einen von Myanmar nach Bangladesch geflüchteten Angehörigen der Volksgruppe der Rohing-
ya; Zuerkennung des Status des Asylberechtigten auf Grund staatlicher Bedrohung wegen Zugehörigkeit zur Volksgruppe der 
Rohingya – trotz Zuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten – geboten 
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17.03.2022, E 2686/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtzuerkennung des Status eines 
subsidiär Schutzberechtigten betreffend einen Staatsangehörigen des Iraks; keine Auseinandersetzung mit Länderberich-
ten des UNHCR betreffend die Lage von – aus einem (ehemals) vom IS besetzten Gebiet stammenden – sunnitischen Ara-

bern sowie mit der Erreichbarkeit der Herkunftsprovinz des Bf 

 

17.03.2022, E 3380/2021 ua 

AsylG; Verletzung im Recht auf Leben und im Recht, nicht der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe 
oder Behandlung unterworfen zu werden durch die Nichtzuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten an 
einen Staatsangehörigen von Afghanistan; Verkennung der spätestens seit 20.07.2021 erkennbaren extremen Volatilität der 
Sicherheitslage begründet eine reale Gefahr der Verletzung der verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte durch die spä-
ter ergangene Entscheidung 

 

29.04.2022, V 35/2022 

6. COVID-19-SchutzmaßnahmenVO; keine Verletzung im Gleichheitsrecht durch Bestimmungen der 6. COVID-19-
SchutzmaßnahmenVO betreffend eine Ausgangsbeschränkung sowie ein Betretungsverbot von Betriebsstätten für Perso-
nen, deren Genesung längere Zeit zurückliegt; Risikoreduktion angesichts der wissenschaftlichen Datenlage zu neutralisie-
renden Antikörpern (auch in Kombination mit einem negativen Testergebnis) noch im Spielraum der verordnungserlassenden 
Behörde; keine Verletzung im Recht auf Freizügigkeit durch die – von Ausnahmen durchbrochenen – Beschränkungen auch 
angesichts der gesunkenen Hospitalisierungszahlen 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 

28.04.2022, Ra 2019/06/0174 

BundesstraßenmautG; Auskunft aus dem Melderegister stellt nur ein Indiz für den tatsächlichen Aufenthalt dar, reicht aber 
keinesfalls für den Nachweis einer ordnungsgemäßen Zustellung aus; nach Rsp des VwGH stellt eine nicht rechtswirksa-
me Zustellung eines Aufforderungsschreibens nach § 19 Abs 4 BundesstraßenmautG ein Unterbleiben der Aufforderung zur 
Bezahlung der Ersatzmaut dar, sodass die Frist für die Bezahlung der Ersatzmaut nicht in Gang gesetzt wird und die Mög-
lichkeit besteht, gegebenenfalls die Ersatzmaut noch im Zuge des Strafverfahrens „fristgerecht“ zu bezahlen, um damit die 
Straflosigkeit iSd § 20 Abs 5 leg cit zu bewirken 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 

LVwG Vbg 20.05.2022, LVwG-458-2/2022-R20 

Niederlassungs- und AufenthaltsG; erfolgte der Aufenthalt eines Österreichs in der Schweiz bereits zu einem Zeitpunkt, zu 
dem das Freizügigkeitsabkommen EG-Schweiz noch nicht in Geltung stand und somit vor 01.06.2002, handelt es sich bei 
dieser Person nicht um einen Österreicher iSd § 57 Niederlassungs- und AufenthaltsG, der das ihm aufgrund des Freizügig-
keitsabkommens EG-Schweiz zukommende Aufenthaltsrecht in der Schweiz in Anspruch genommen hat  

 

LVwG Wien 16.03.2022, VGW-101/092/763/2022; VGW-101/092/764/2022 

RAO; hinsichtlich der Teilbeträge (zugesprochene Vergütung und der Differenz zur beantragten Vergütung) der Vergütung 
gem § 16 Abs 4 RAO liegen keine „trennbaren Spruchpunkte“ vor; dementsprechend stellt die Bemessung des Vergütungs-
anspruchs nach § 16 Abs 4 leg cit einen untrennbaren Abspruch dar, worüber eine einheitliche Entscheidung zu ergehen hat; 
die „Sache“ des Beschwerdeverfahrens beschränkt sich somit nicht bloß auf die Frage, ob das Mehrbegehren zu Unrecht ab-
gewiesen wurde; das erkennende VwG ist vielmehr trotz des auf die Abweisung des Mehrbegehrens eingeschränkten Anfech-
tungsantrags befugt, auch in Hinblick auf den vom belangten Ausschuss bereits zugesprochenen Betrag eine Überprüfung 
der Bemessung des Vergütungsanspruchs nach § 16 Abs 4 leg cit vorzunehmen  
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IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 
A. GERICHTSHOF 

 
02.06.2022, Rs C-353/20, Skeyes 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Luftverkehr – Verordnung (EG) Nr 549/2004 – Verordnung (EG) Nr 550/2004 – Dienstleis-
ter für Flugverkehrsdienste – Entscheidung, den Luftraum zu sperren – Ausübung hoheitlicher Befugnisse – Luftraumnutzer 
– Luftfahrtunternehmen – Recht, gegen eine Entscheidung über die Sperrung des Luftraums einen Rechtsbehelf einzulegen 
– Art 58 AEUV – Freier Dienstleistungsverkehr auf dem Gebiet des Verkehrs – Art 16 und 47 der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union – Unternehmerische Freiheit – Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf 

 

02.06.2022, Rs C-587/20, HK/Danmark und HK/Privat 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf – Verbot der Diskriminierung 
aus Gründen des Alters – Richtlinie 2000/78/EG – Art 3 Abs 1 Buchst a und d – Geltungsbereich – Stelle des gewählten 
Vorsitzenden einer Arbeitnehmerorganisation – Satzung dieser Organisation, die vorsieht, dass nur Mitglieder, die am Tag der 
Wahl das 60. bzw das 61. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, für den Vorsitz wählbar sind 

 

02.06.2022, Rs C-589/20, Austrian Airlines (Exonération de la responsabilité du transporteur aérien) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Luftverkehr – Übereinkommen von Montreal – Art 17 Abs 1 – Haftung der Luftfahrtunter-
nehmen für Tod oder Körperverletzungen der Fluggäste – Begriff ‚Unfall‘, durch den der Tod oder die Körperverletzung 
verursacht wurde – Beim Aussteigen erlittene Körperverletzung – Art 20 – Haftungsbefreiung des Luftfahrtunternehmens – 
Begriff ‚unrechtmäßige Handlung oder Unterlassung‘, die den ‚Schaden‘ ‚sei es auch nur fahrlässig, … verursacht oder dazu 

beigetragen hat‘ – Sturz eines Fluggasts, der sich nicht am Handlauf einer mobilen Ausstiegstreppe festgehalten hat 

 

02.06.2022, Rs C-617/20, TN und NN (Déclaration concernant la renonciation à la succession) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Erbrechtliche Maßnahmen – Verordnung 
(EU) Nr 650/2012 – Art 13 und 28 – Gültigkeit der Erklärung über die Ausschlagung einer Erbschaft – Erbe, der seinen 
Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat als dem des für die Rechtsnachfolge von Todes wegen zuständigen Gerichts hat – 
Vor dem Gericht des Mitgliedstaats des gewöhnlichen Aufenthalts des Erben abgegebene Erklärung 

 

02.06.2022, Rs C-43/21, FCC Česká republika 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2010/75/EU – Art 3 Nr 9 – Integrierte Vermeidung und Verminderung der Um-
weltverschmutzung – Verfahren der Änderung einer Genehmigung – Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit – Begriff ‚we-
sentliche Änderung‘ der Anlage – Verlängerung der Betriebsdauer einer Deponie 

 

02.06.2022, Rs C-112/21, Classic Coach Company 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Rechtsangleichung – Marken – Richtlinie 2008/95/EG – Art 5 – Rechte aus der Marke – 
Art 6 Abs 2 – Beschränkung der Wirkungen der Marke – Unmöglichkeit für den Inhaber einer Marke, einem Dritten die Be-
nutzung eines älteren Rechts von örtlicher Bedeutung im geschäftlichen Verkehr zu verbieten – Voraussetzungen – Begriff 
„älteres Recht“ – Handelsname – Inhaber einer jüngeren Marke, der ein noch älteres Recht hat – Relevanz 

 

02.06.2022, Rs C-122/21, Get Fresh Cosmetics 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 87/357/EWG – Art 1 Abs 2 – Geltungsbereich – Nichtlebensmittel, die mit Le-
bensmitteln verwechselt werden können – Begriff – Gefahr des Erstickens, der Vergiftung, der Perforation oder des Ver-
schlusses des Verdauungskanals – Vermutung der Gefährlichkeit – Fehlen – Beweis 

 

02.06.2022, Rs C-196/21, SR (Frais de traduction dans une procédure civile) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher 
Schriftstücke – Verordnung (EG) Nr 1393/2007 – Art 5 – Übersetzung des Schriftstücks – Übernahme der Übersetzungs-
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kosten durch den Antragsteller – Begriff des Antragstellers – Zustellung gerichtlicher Schriftstücke an Streithelfer auf Ver-

anlassung des angerufenen Gerichts 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
02.06.2022, Rs C-1/21, Direktor na Direktsia „Obzhalvane i danachno-osiguritelna praktika“ (GA Kokott) 

Vorabentscheidungsersuchen – Steuerrecht – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Nationale Regelung, die die ge-
samtschuldnerische Haftung des Vorstands einer Gesellschaft vorsieht, wenn dieser unredlich der Gesellschaft Vermö-
gen entzogen hat, so dass diese ihre Steuerschulden (darunter auch Mehrwertsteuerschulden) nicht begleichen konnte – 
Haftung auch für die Zinsschuld der Gesellschaft – Anwendungsbereich des Unionsrechts – Grundsatz der Verhältnismä-

ßigkeit 

 

02.06.2022, Rs C-100/21, Mercedes-Benz Group (Responsabilité des constructeurs de véhicules munis de dispositifs 
d’invalidation) (GA Rantos) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Rechtsangleichung – Richtlinie 2007/46/EG – Genehmigung von Kraftfahrzeugen – Art 
18 Abs 1, Art 26 Abs 1 und Art 46 – Verordnung (EG) Nr 715/2007 – Art 5 Abs 2 – Dieselmotor – Schadstoffemissionen – 
Verringerung von Stickoxidemissionen, die durch ein ‚Thermofenster‘ begrenzt wird – Abschalteinrichtung – Schutz der 
Interessen eines einzelnen Erwerbers eines mit einer unzulässigen Abschalteinrichtung ausgestatteten Fahrzeugs – Ersatz-
anspruch gegen den Fahrzeughersteller aufgrund deliktischer Haftung – Art und Weise der Berechnung des Ersatzes – Effek-
tivitätsgrundsatz – Art 267 AEUV – Befugnis eines Einzelrichters, den Gerichtshof um Vorabentscheidung zu ersuchen 

 

02.06.2022, Rs C-147/21, CIHEF ua (GA Emiliou) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Angleichung der Rechtsvorschriften – Biozidprodukte – Ziel des Schutzes der Gesundheit 
und der Umwelt – Möglichkeit der Mitgliedstaaten, restriktive Maßnahmen gegen Geschäftspraktiken und Werbung zu er-
lassen 

 

02.06.2022, verb Rs C-148/21 u C-184/21, Louboutin (Usage d’un signe contrefaisant sur un marché en ligne) (GA 
Szpunar) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Geistiges Eigentum – Markenrecht – Wirkungen der Unionsmarke – Rechte aus der Mar-
ke – Recht, einem Dritten die Benutzung der Marke, eines identischen oder ähnlichen Zeichens für identische oder ähnliche 

Waren oder Dienstleistungen zu verbieten – Begriff der Benutzung 

 

02.06.2022, Rs C-199/21, Finanzamt Österreich (Recouvrement de prestations familiales) (GA Pikamäe) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Soziale Sicherheit – Verordnung (EG) Nr 987/2009 – Art 60 Abs 1 Satz 3 – Rechtsvorschrif-
ten eines Mitgliedstaats, die die Gewährung von Familienleistungen an den Elternteil vorsehen, der das Kind aufgenom-
men hat – Keine Geltendmachung des Anspruchs durch den Elternteil, der berechtigt ist, diesen Anspruch zu erheben – 
Pflicht zur Berücksichtigung des Antrags des anderen Elternteils – Bedeutung dieser Verpflichtung hinsichtlich der Rück-
forderung von Familienleistungen, die dem anderen Elternteil gewährt wurden 

 

02.06.2022, verb Rs C-245/21 u C-248/21, Bundesrepublik Deutschland (Suspension administrative de la décision de 

transfert) (GA Pikamäe) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verordnung (EU) Nr 604/2013 – Bestimmung des für die Prüfung eines Antrags auf inter-
nationalen Schutz zuständigen Mitgliedstaats – Überstellung des Betroffenen in den für die Prüfung seines Antrags zu-

ständigen Mitgliedstaat – Art 27 und 29 – Aussetzung der Überstellung aufgrund der Covid‑19‑Pandemie – Zusammen-

hang mit dem gerichtlichen Schutz – Auswirkungen auf die Überstellungsfrist 

 

C. GERICHT 

 
Keine relevanten Urteile im Berichtszeitraum. 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260202&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3452221
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260202&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3452221
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260204&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3452221
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260204&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3452221
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260205&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3452221
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260205&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3452221
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260206&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3452221
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260206&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3452221
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260207&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3452221
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260207&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3452221
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260209&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3452221
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260209&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3452221


 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
31.05.2022, Beschwerde Nr 208/18, Taner Kılıç Nr 2 / Türkei 

Verletzung von Art 5 Abs 1 EMRK (Fehlen eines begründeten Verdachts, der die anfängliche und fortgesetzte Untersu-
chungshaft rechtfertigt); Verletzung von Art 5 Abs 3 EMRK (fehlende Begründung von Entscheidungen über die Untersu-
chungshaft); Verletzung von Art 5 Abs 5 EMRK (keine Entschädigung für ungerechtfertigte Untersuchungshaft); Verletzung 
von Art 10 EMRK (Meinungsfreiheit); Untersuchungshaft des Bf, der Vorsitzender der NGO Amnesty International war; Fest-
nahme unter dem Verdacht, Mitglied der Organisation FETÖ/PDY1 zu sein; Beweise für U-Haft entsprachen nicht einem be-
gründeten Verdacht; Inhaftierung rechtswidrig und willkürlich; kein hinreichender Verdacht; Fortbestehen eines begründeten 
Verdachts als unabdingbare Voraussetzung für Gültigkeit der weiteren Inhaftierung; Inhaftierung aufgrund von Handlungen, 
die in direktem Zusammenhang mit Tätigkeit als Menschenrechtsverteidiger stehen; Eingriff nicht gerechtfertigt, da gesetzlich 

nicht vorgeschrieben 

 

31.05.2022, Beschwerde Nr 23077/19, Arnar Helgi Lárusson / Island 

Keine Verletzung von Art 14 EMRK (Verbot der Diskriminierung) iVm Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privatlebens); 
Zugang des Bf als Rollstuhlfahrer zu städtischen Gebäuden, die kulturelle und soziale Einrichtung beherbergen; Gemeinde 
hatte alle Maßnahmen ergriffen, um Zugang zu Einrichtungen schrittweise und im Rahmen ihrer Haushaltsmittel zu verbes-
sern; Verpflichtung, weitere Sofortmaßnahmen zu ergreifen, würde unverhältnismäßige oder unangemessene Belastung be-
deuten 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfah-
ren, Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Rele-
vanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 
Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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